
 
 

Beschluss 
 
 
Stärkung des Föderalismus 
 

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder fassen folgenden 

Beschluss: 

 

1. Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder betonen, dass die 

föderale Ordnung des Grundgesetzes maßgeblich zur Stabilität der Demokratie 

und zur besseren Teilhabe der Bürger an der Politik beiträgt. Sie verbindet 

regionale Vielfalt mit nationaler Einheit. Starke Länder sind die Garanten für ein 

starkes Deutschland. 

 

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder halten es daher für 

notwendig, die im Grundgesetz vorgesehene Mitwirkung der Länder an der 

Bundesgesetzgebung auf der Basis eines kooperativen Miteinanders mit den 

Bundesorganen zu stärken, die Kompetenzen der Länder gegenüber den immer 

wieder auftretenden Bestrebungen nach weiterer Zentralisierung zu schützen, den 

Grundsatz der Subsidiarität konsequent anzuwenden und eine faire 

Finanzverteilung zu erreichen, die ihnen die zur Erfüllung ihrer 

verfassungsmäßigen Aufgaben notwendigen eigenen Mittel sichert. 

 

2. Der zentrale Ort für die Teilhabe der Länder an der Gesetzgebung und an der 

politischen Meinungsbildung im Bund ist der Bundesrat. Um seine Rolle im 

politischen Prozess zu stärken und die Willensbildung der Länder für die 

Öffentlichkeit in Deutschland stärker wahrnehmbar und zugleich transparenter zu 

machen, sollte das Verfahren im Bundesrat die geänderten gesellschaftlichen und 

technischen Rahmenbedingungen der politischen Debatte in Deutschland 
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aufgreifen und damit zeitgemäßer werden. Die Regierungschefinnen und 

Regierungschefs der Länder begrüßen es, dass die schleswig-holsteinische 

Bundesratspräsidentschaft bereits eine Initiative mit dieser Zielsetzung eingeleitet 

hat, und wollen im Anschluss an diese Initiative gemeinsam innerhalb eines Jahres 

Eckpunkte für eine weitere Modernisierung des Bundesratsverfahrens 

beschließen. 

 

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder stellen fest, dass der 

Bundestag die vom Bundesrat eingebrachten Gesetzesinitiativen in der weit 

überwiegenden Mehrzahl nicht weiter behandelt, obwohl er gemäß Art. 76 Abs. 3 

GG dazu verpflichtet ist, über die Gesetzentwürfe des Bundesrates „in 

angemessener Frist“ Beschluss zu fassen. Die vom Grundgesetz garantierte 

Mitwirkung der Länder bei der Bundesgesetzgebung wird dadurch entwertet und 

in vielen Fällen unmöglich gemacht. Die Regelungsvorschläge der Länder, die 

nicht zuletzt auf deren unmittelbaren Erfahrungen im Vollzug des Bundesrechts 

beruhen, finden dadurch keine ausreichende Berücksichtigung. 

 

3.  Die angemessene Finanzausstattung der Länder ist ein Kernelement des 

Föderalismus. Der vom Grundgesetz dafür vorgesehene Weg ist der Anspruch der 

Länder auf einen aufgabengerechten Anteil am Steueraufkommen als eigene 

Finanzmittel (Art. 106 Abs. 3 Satz 4 GG). Dieser Weg wurde in den letzten Jahren 

jedoch zu selten verfolgt. Stattdessen hat der Bund den Ländern für unbefristete 

Aufgaben häufig zeitlich befristete Programmtitel gewährt, die mit Steuerungs- und 

Kontrollrechten zugunsten des Bundes verbunden waren. Dies schwächt das 

Budget- und Kontrollrecht der Landesparlamente, die Klarheit der 

Aufgabenverteilung und damit das Prinzip der demokratischen Verantwortlichkeit. 

 

4.  Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bekräftigen den 

verfassungsrechtlich garantierten Bildungsföderalismus als Fundament für ein 

leistungs- und zukunftsstarkes Bildungssystem in Deutschland. Im föderalen 

Handeln können durch konsequente Kooperation passgenaue Antworten auf die 

bildungspolitischen Herausforderungen entwickelt werden, um dem Anspruch von 

mehr Transparenz, Qualität und Vergleichbarkeit im Bildungswesen gerecht zu 

werden. 



5. Das Grundgesetz gibt den Ländern Mitwirkungs-, Beteiligungs- und 

Informationsrechte in Europaangelegenheiten. Diese Rechte müssen von der 

Bundesregierung konsequenter umgesetzt werden. Die Regierungschefinnen und 

Regierungschefs der Länder sind der Auffassung, dass die Ländervertreter 

rechtzeitiger und umfassender informiert und an der Entscheidungsfindung stärker 

beteiligt werden müssen. 

 

6.  Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bitten die Chefin und 

Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Länder, eine länderoffene 

Arbeitsgruppe einzurichten, um in Abstimmung mit dem Ständigen Beirat über 

mögliche konkrete Maßnahmen und Initiativen der Länder zu beraten, mit denen 

die vorgenannten Ziele weiterverfolgt werden können. Die Chefin und Chefs der 

Staats- und Senatskanzleien werden gebeten, bis Frühjahr 2020 über die 

Ergebnisse dieser Beratungen zu berichten. 

 


